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Viele ärmere Länder können ihre Kredite von chinesischen Banken nicht mehr
bedienen 

Die Schuldenkrise wird multipolar
Von Tomasz Konicz

Immer mehr Länder in Lateinamerika, Afrika und Asien sind überschuldet oder
stehen sogar vor dem Bankrott. Von dieser Krise ist als Kreditgeber auch China
betroffen, das Notkredite vergeben muss, um eigene Banken vor
Zahlungsausfällen zu schützen.

Die Zinserhöhungen der westlichen Notenbanken, mit denen diese die hartnäckige
Inflation bekämpfen wollen – in den USA liegt der Leitzins mittlerweile bei fünf bis
5,25 Prozent, im Euro-Raum bei 3,75 Prozent –, haben in den USA bereits zum Kollaps von
drei Regionalbanken geführt und dämpfen das Wirtschaftswachstum beiderseits des
Atlantik. Doch sind diese Turbulenzen nichts im Vergleich zu den Erschütterungen, denen
viele wirtschaftlich schwächere Länder ausgesetzt sind. Weil es immer teurer wird, neue
Kredite aufzunehmen, fällt es diesen immer schwerer, ihre zumeist in US-Dollar laufenden
Auslandsschulden zu bedienen.

Insbesondere in Afrika, Asien, Lateinamerika und dem Nahen Osten finden sich immer
mehr Länder in einer klassischen Schuldenfalle wieder, bei der konjunkturelle Stagnation,
Rezession und steigende Kreditkosten in eine fatale Wechselwirkung treten. Die Situation
wird bereits mit dem »Volcker-Schock« von 1979 verglichen, als der damalige
Präsidentder der US-Notenbank, Paul Volcker, die Leitzinsen in den USA auf zeitweise über
20 Prozent anhob, um die langjährige Stagflation zu bekämpfen, was besonders in
Ländern in Südamerika und Afrika eine Schuldenkrise auslöste.

Mitte April meldete die Financial Times unter Berufung auf eine Studie der NGO Debt
Justice, dass der Auslandsschuldendienst einer Gruppe von 91 der ärmsten Länder der
Welt in diesem Jahr durchschnittlich 16 Prozent ihrer staatlichen Einnahmen verschlingen
werde, wobei dieser Wert im kommenden Jahr auf 17 Prozent ansteigen dürfte. Zuletzt
wurde ein ähnlich hoher Wert 1998 erreicht. Am stärksten betroffen ist demnach Sri
Lanka, dessen Schuldendienst in diesem Jahr rund 75 Prozent der prognostizierten
Einnahmen entspricht, weswegen die Financial Times erwartet, dass der Inselstaat in
diesem Jahr »den Zahlungen nicht nachkommen« werde.
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Die westlichen Staaten hoffen, die chinesische Auslandsschuldenkrise nutzen
zu können, um den Einfluss Chinas in vielen Weltregionen wieder
zurückzudrängen.

Sambia, das wie Sri Lanka schon im vergangenen Jahr einen Staatsbankrott durchstehen
musste, ist ebenfalls akut gefährdet. Ähnlich schlimm sehe es in Pakistan aus, wo in
diesem Jahr 47 Prozent der Regierungseinnahmen zur Bedienung von Auslandskrediten
aufgewendet werden müssten. Die Folgen für die Bevölkerung sind in diesen und vielen
anderen Ländern bereits jetzt dramatisch: Regierungen können beispielsweise Gehälter
nicht mehr zahlen oder Importe von Energieträgern oder Nahrungsmitteln nicht
finanzieren, der Wertverfall ihrer Währungen verschärft Inflation, Armut und Hunger.

Doch nicht nur die ärmsten Länder sind bedroht. In Argentinien beispielsweise, wo die
Zentralbank Geld druckt, um das Haushaltsdefizit zu finanzieren, beträgt die Inflation
inzwischen 109 Prozent und droht, in eine destruktive Hyperinflation überzugehen. Wie
viele andere Krisenstaaten hat Argentinien ein Notprogramm mit dem
Internationalen Währungsfonds (IWF) abgeschlossen, das Kredite in Höhe von
44 Milliarden US-Dollar im Gegenzug für Austeritätsmaßnahmen vorsieht. Mitte
Mai forderte der argentinische Präsident Alberto Fernández angesichts einer
dürrebedingten Missernte beim wichtigsten Exportgut Weizen Neuverhandlungen mit dem
IWF. Vizepräsidentin Cristina Fernández de Kirchner nannte das Abkommen gar
»skandalös« und einen »Betrug«.

Eine besondere Rolle spielt in der derzeitigen Schuldenkrise China, das in den
vergangenen Jahren zu einem der größten weltweiten Kreditgeber aufgestiegen ist. Allein
im Rahmen des weltweiten Entwicklungsprogramms der Belt and Road Initiative, auch
bekannt als »Neue Seidenstraße«, wurden bis Ende 2021 Kredite und Transaktionen im
Umfang von mindestens 838 Milliarden US-Dollar getätigt, um damit zumeist Infrastruktur-
und andere Großprojekte in Afrika, Asien und Lateinamerika zu finanzieren. Den Großteil
der Kredite vergaben chinesische Banken. China wollte damit die Grundlage für eine
künftige wirtschaftliche Hegemonie legen.

Doch inzwischen – nach der Covid-19-Pandemie und der russischen Invasion der Ukraine,
dem globalen Inflationsschub und einer Verlangsamung des Wachstums in China selbst –
sind chinesische Banken zurückhaltender bei der Vergabe von Krediten in ärmeren
Ländern. Einer Studie der Rhodium Group zufolge sind bereits 2021 rund 16 Prozent der
aus China im Ausland vergebenen Kredite mit einem Wert von etwa 118 Milliarden US-
Dollar vom Zahlungsausfall bedroht gewesen und hätten nachverhandelt werden müssen.

Nur ein Jahr später hat sich die chinesische Auslandsschuldenkrise laut einer Studie des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft (IfW) bereits stark ausgeweitet. Demnach sollen 2022
schon 60 Prozent der Kredite ausfallgefährdet gewesen sein, so dass Peking an
22 Schuldnerländer 128 Notkredite im Umfang von 240 Milliarden US-Dollar vergeben
musste. Hierbei wird den Schuldnerstaaten zumeist nur ein Aufschub gewährt, indem neue
Darlehen zur Tilgung fälliger Zahlungen vergeben werden, was eine »Verlängerung von
Laufzeiten oder Zahlungszielen« ermögliche; ein Erlass von Schulden finde »nur äußerst
selten statt«, so das IfW.
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Die meisten dieser Refinanzierungskredite vergab die chinesische Zentralbank, die damit
effektiv jene chinesischen Banken rettet, die die Kredite ursprünglich vergeben haben. Die
Autoren der IfW-Studie vergleichen das derzeitige Vorgehen Chinas deshalb mit der
Vergabe von sogenannten Rettungskrediten an Griechenland und andere südeuropäische
Länder während der Euro-Krise, bei der es ebenfalls um die Rettung von Banken ging,
denen Zahlungsausfälle drohten.

Krisen- und Überbrückungskredite fließen vor allem an »Länder mit mittlerem
Einkommen«, da auf diese 80 Prozent des chinesischen Auslandskreditvolumens entfallen
und sie damit »große Bilanzrisiken für chinesische Banken« darstellten, so das IfW. Länder
mit niedrigem Einkommen hingegen erhielten kaum Krisenkredite, da deren Staatspleiten
den chinesischen Bankensektor kaum gefährden könnten. Die Verzinsung der
chinesischen Krisenkredite soll außerdem durchschnittlich fünf Prozent betragen; beim IWF
sind zwei Prozent üblich. Zu den Schuldnerstaaten, die mit Krisenkrediten versorgt
wurden, zählen Länder wie Sri Lanka, Pakistan, Argentinien, Ägypten, die Türkei und
Venezuela.

Das IfW merkte zudem an, dass bei einem Großteil der Rettungskredite die Modalitäten
und der Umfang der Kreditprogramme nicht öffentlich zugänglich sind. Dadurch werde
insgesamt »die internationale Finanzarchitektur multipolarer, weniger institutionalisiert
und weniger transparent«. Diese Intransparenz betreffe auch zuvor von chinesischen
Banken vergebene Kredite. Die Nachrichtenagentur Associated Press (AP) zitierte kürzlich
in einem ausführlichen Bericht über die Schuldenkrise Ergebnisse einer Untersuchung der
Forschungsgruppe Aid Data, die allein bis 2021 chinesische Kredite in Höhe von
mindestens 385 Milliarden US-Dollar in 88 Ländern registriert hatte, die »versteckt oder
unzureichend dokumentiert« gewesen seien.

Viele der ärmsten Länder in Afrika oder Asien griffen auf dem Höhepunkt der
globalen Liquiditätsblase zwischen 2010 und 2020 gerne auf die chinesischen
Gelder zu.

Viele der ärmsten Länder in Afrika oder Asien griffen auf dem Höhepunkt der globalen
Liquiditätsblase zwischen 2010 und 2020 gerne auf die chinesischen Gelder zu, um damit
Infrastruktur- und Prestigeprojekte zu finanzieren, die sich im gegenwärtigen Krisenschub
immer öfter in Investitionsruinen verwandeln. Für diese Länder stellt die Geheimhaltung
nun ein ernsthaftes Problem dar, denn im Fall einer Zahlungsunfähigkeit müssen sich die
internationalen Gläubiger des betroffenen Lands darüber verständigen, wer in welchem
Ausmaß Kredite stundet oder auf Rückzahlungen verzichtet. Westliche Kreditgeber und
Institutionen wie der IWF oder die Weltbank verweigern derzeit jedoch in vielen Fällen
Notfallprogramme, da die Modalitäten der chinesischen Kreditprogramme unklar seien und
sie sich mit China nicht einigen könnten. Einige arme Staaten befänden sich deshalb in
einem »Schwebezustand«, schreibt AP, da China nicht bereit sei, Verluste hinzunehmen,
während der IWF sich weigere, niedrig verzinste Kredite zu gewähren, wenn damit nur
chinesische Schulden abgezahlt würden.

Belastet werden die Verhandlungen der Kreditgeber zusätzlich von der sich
verschärfenden weltpolitischen Konkurrenz zwischen den westlichen Staaten und China.



Die zunehmende Fragmentierung der Weltwirtschaft erschwere es, »Staatsschuldenkrisen
zu lösen, besonders, wenn es unter den entscheidenden staatlichen Kreditgebern
geopolitische Spaltungen gibt«, warnte die Direktorin des IWF, Kristalina Georgiewa, im
Januar.

Die westlichen Staaten hoffen unterdessen, die chinesische Auslandsschuldenkrise nutzen
zu können, um den Einfluss, den sich China durch seine Kreditvergabe in vielen
Weltregionen aufgebaut hat, wieder zurückzudrängen. EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen sagte im Mai, für die G7-Staaten und ihre Partner gebe es jetzt eine
»günstige Gelegenheit«, nachdem »viele Länder im Globalen Süden schlechte Erfahrungen
mit China« gemacht hätten und sich in »Schuldenkrisen« wiederfänden, während Russland
nur »Söldner und Waffen« im Angebot habe. Der Westen könne, wenn er schnell agiere,
Partnerschaften mit diesen Ländern eingehen, die von beiderseitigem Nutzen wären.
Unternehmen und Banken könnten an der Ausarbeitung »umfassender Pakete« beteiligt
werden, die auch Teile der Produktionsketten in Entwicklungsländer verlagern würden. Die
EU wolle »nicht nur die Extraktion der Rohstoffe, sondern auch deren lokale
Weiterverarbeitung und Veredelung« fördern. Von der Leyen spekuliert damit auf ein
schlechtes Gedächtnis ihrer potentiellen »Partner« im Globalen Süden, die bereits seit den
siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts leidvolle Erfahrungen mit westlichen
Kreditprogrammen sammeln konnten.
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